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Rechtsanwalt und
Steuerberater

Dr. Philip Niemann
RSM Ebner Stolz

Steuerrecht. Nach dem Austausch der
Verwaltungsgesellschaft eines Luxemburger
Investmentfonds fällt nicht zwingend
Grunderwerbsteuer an.

FG BaWü, Urteil vom 13. März 2026,
Az. 5 K 1969/23

Keine Grunderwerbsteuer bei neuer
Fonds-Verwaltungsgesellschaft
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DER FALL

DieKlägerin ist eineLuxemburgerVerwal-
tungsgesellschaft. Sie übernahm die Ver-
waltung eines Luxemburger Investment-
fonds in Vertragsform, also eines fonds
commundeplacement (FCP), vonder bis-
herigen Verwaltungsgesellschaft. Über
das Fondsvermögen konnte sie im Rah-
men ihrer Verwaltungsbefugnis verfügen.
Anteile wurden nicht abgetreten.
Der Fonds war über eine Holding an einer
LuxemburgerKapitalgesellschaft beteiligt,

die Eigentümerin von zwei Grundstücken
inDeutschlandwar. Das Finanzamt sah in
demWechsel der Verwaltungsgesellschaft
eine mittelbare Übertragung der Anteile
der grundbesitzenden Gesellschaft.
Gegen den Grunderwerbsteuerbescheid
legte die Klägerin Einspruch ein. Sie ver-
wies darauf, dass sie nur die Fondsverwal-
tung übernommen hatte und nach
Luxemburger Recht die Anleger die
Rechtsträger des Fondsvermögens sind.
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DIE FOLGEN

Das Finanzgericht hob den Bescheid auf.
Nach dem Gesetzeswortlaut müssen
Anteile an einer grundbesitzendenGesell-
schaft übergehen. Hier ging nur die Ver-
waltungsfunktion auf die Klägerin über.
Inhaber der Anteile sind nach Luxembur-
ger Recht die Anleger, nicht die Verwal-
tungsgesellschaft. Nach dem Zweck des
Gesetzes werden Vorgänge besteuert, die
auf den Erwerb eines einem anderen
Rechtsträger gehörenden Grundstücks

gerichtet sind. Der Gesetzeshistorie lässt
sich nicht entnehmen, dass der Übergang
der Sachherrschaft besteuert werden soll.
Der Luxemburger FCP wäre mit einem
deutschen Investmentvermögen in Ver-
tragsform (Sondervermögen) in derMitei-
gentumslösung vergleichbar. Die Verwal-
tungsgesellschaft hat also nur die Verwal-
tungsbefugnis inne. Die Revision wurde
wegen grundsätzlicher Bedeutung zuge-
lassen und eingelegt.
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WAS IST ZU TUN?

Das Urteil ist von praktischer Relevanz für
grenzüberschreitende Fondsstrukturen.
Allgemein bestätigt es die Bedeutung
der stringenten Bezeichnung des Über-
tragungsgegenstands in der vertraglichen
Dokumentation. Aber nicht nur derWech-
sel der Verwaltungsfunktion unter aus-
drücklichem Ausschluss eines Anteils-
wechsels, sondern auch die zivilrechtliche
Zuordnung des Fondsvermögens sollte
sorgfältig dokumentiert werden. Ob sich
der BFH der erstinstanzlichen Würdigung

und der zivilrechtlichen Anknüpfung
anschließen wird, bleibt allerdings abzu-
warten. Anstehende oder schon verwirk-
lichte Sachverhalte sollten im Einzelfall
beurteilt werden.Dennoch kanndie Argu-
mentation der Finanzrichter schon heute
eine hilfreiche Grundlage für die Begrün-
dung von Einsprüchen und Anträgen auf
Ruhen des Verfahrens oder vonMitteilun-
gen an das Finanzamt bieten.

(redigiert von Midia Nuri)

Rechtsanwalt
Dr. Uwe Steingröver
von Friedrich Graf
von Westphalen &

Partner

Baurecht. Wird eine Sicherheit erst
zurückgeben, wenn „die Verjährungsfristen
für Mängelansprüche abgelaufen sind“,
ist das AGB-rechtswidrig.

BGH-Urteil vom 7. Mai 2026,
Az. VII ZR 107/25

Die Sicherheit wird fällig, bevor
die Verjährung abgelaufen ist
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DER FALL

Die Parteien streiten über die Kosten einer
verspätet zurückgegebenen Gewährleis-
tungssicherheit aus einem Vertrag gemäß
Vertragsordnung für Bauleistungen
(VOB/B) mit der Vereinbarung: „Eine
nicht verwendete Sicherheit wird zurück-
gegeben, wenn die Verjährungsfristen für
Mängelansprüche abgelaufen sind“. Die
Bauleistungen wurden 2014 abgenom-
men. Kurz vor Ablauf der Gewährleis-
tungsfrist rügte der Beklagte Mängel. 2021

verlangte die Klägerin die Sicherheit
zurück. Diese gab der Beklagte erst 2022
zurück, nachdem sich erwiesen hatte,
dass dieMängel nicht bestanden. Die Klä-
gerin verlangt Ersatz der Avalkosten von
2021 bis 2022 und Rechtsverfolgungs-
kosten. Die Vorinstanzen lehnten den
Anspruch ab. Der BGH schließlich hob
das Urteil auf und verurteilte den Beklag-
ten antragsgemäß.
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DIE FOLGEN

Der BGH wertet die von dem Beklagten
verwendete Klausel als AGB und sieht den
klagenden Vertragspartner, also den Auf-
tragnehmer, als unangemessen benach-
teiligt. Die Regelung differenziere nicht,
ob Mängelansprüche zu Recht oder zu
Unrecht erhobenwerden. Sie umfasse den
Fall, dass noch unverjährte Ansprüche
bestehen könnten, ohne dass ein tatsäch-
licher Mangel nachgewiesen sein muss.
Der Auftragnehmer könnte die Sicherheit
erst zurückverlangen, wenn unberechtigt
erhobene Mängelrügen verjährt oder
abschließend geklärt wären. Der beklagte

Auftraggeber habe auch ausdrücklich vor-
getragen, dass er die Klausel so verstan-
den wissen wollte. Dabei werde die Situa-
tion noch verschärft, weil die Klausel nicht
einmal eine Teilfreigabe der Sicherheit
vorsehe und diese also für die gesamte
Zeit eines Streits über Mängel in voller
Höhe zur Verfügung stehen müsste, auch
wenn das Sicherungsbedürfnis mögli-
cherweise geringer ist. Der Auftraggeber
habe das Risiko zu tragen, dass er eine
Sicherheit zu Unrecht zurückbehält, weil
ein gerügter Mangel tatsächlich nicht
besteht, so der BGH.
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WAS IST ZU TUN?

Die Vertragsordnung für Bauleistungen
(§ 17 Abs. 8 Ziff. 2 VOB/B) sieht die Rück-
gabe einer nicht verwerteten Sicherheit
zwei Jahre nach Abnahme vor. Für nicht
erfüllte Ansprüche, die der Auftraggeber
geltendmacht, darf er einen entsprechen-
den Teil der Sicherheit zurückhalten. Die
letztgenannte Regelung umfasst auch
streitige Ansprüche. Nach dem Maßstab

des BGH ist dann auch diese Regelung
AGB-rechtswidrig. Zulässig dürfte eine
Regelung wie folgt sein: „Die Sicherheit ist
zurückzugeben, wenn keine durchsetz-
baren Mängelhaftungsansprüche mehr
bestehen.“ (redigiert von Midia Nuri)

Rechtsanwalt
Qutaibah Sabeeh

von Bourgeois & Sabeeh
Quelle: Bourgeois & Sabeeh PartG mbB

Mietrecht. Bei pandemiebedingter
Schließung ist die Gewerbemiete nach
Abwägung des Einzelfalls anzupassen; eine
pauschale Halbierung ab 50%
Umsatzrückgang ist unzulässig.
Teilzahlungen tilgen zuerst Nebenkosten.

BGH-Urteil vom 15. Juli 2026,
Az. XII ZR 7/24

Gewerbemiete im Lockdown
wird nicht pauschal halbiert
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DER FALL

Ein Sportgeschäft musste in den Lock-
downs im Frühjahr 2020 und im Winter
2020/21 schließen; bis Mai 2021 war nur
„click and meet“ erlaubt. Die Monats-
miete betrug inklusive Nebenkostenvo-
rauszahlung rund 11.660 Euro brutto. Der
Mieter zahlte in diesen Monaten nur
einen Teil der Miete, meist die Hälfte,

ohne zu bestimmen, worauf er zahlte. Die
Vermieterin klagte gut 45.000 Euro ein.
Das Landgericht gab ihr vollständig Recht,
das Oberlandesgericht Oldenburg hal-
bierte die Miete für alle Monate mit über
50% Umsatzrückgang und sprach nur
rund 12.700 Euro zu. Beide Seiten zogen
vor den BGH.
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DIE FOLGEN

Der BGH blieb bei seiner Linie von 2022:
Eine behördlich angeordnete Schließung
stört die Geschäftsgrundlage, sodass der
Mieter grundsätzlich eine Anpassung
nach § 313 BGB verlangen kann. Ob ihm
dasFesthalten amVertragunzumutbar ist,
hängt jedoch von allen Umständen des
Einzelfalls ab. Der Umsatzvergleich mit
dem Vorjahr genügt nicht; auch staatliche
Hilfen, Versicherungsleistungen, Kurzar-
beit, ersparte Aufwendungen und Nach-
holeffekte zählen, denn Verluste dürfen

nicht überkompensiert werden. Das
Gericht stellt klar: Die Faustformel „halbe
Miete ab 50% Umsatzrückgang“ ist unzu-
lässig. Wer zudem ohne Tilgungsbestim-
mung nur einen Teil der Bruttomiete
zahlt, tilgt nach § 366 Abs. 2 BGB analog
zuerst die Nebenkostenvorauszahlung,
weil sie nach Abrechnungsreife nicht
mehr einklagbar und damit unsicherer ist;
die bloße Zahlung der Hälfte ist keine sol-
che Bestimmung.
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WAS IST ZU TUN?

Sechs Jahre nach dem ersten Lockdown
verschließt der BGHpauschalen Ansätzen
die Tür. Vermieter sollten eine pauschale
Halbierungnicht hinnehmen, sonderndie
gesamte wirtschaftliche Lage des Mieters
abfragen: Umsätze, Überbrückungshilfen,
Kurzarbeitergeld, ersparte Kosten und
Nachholumsätze. Wer die Miete sonst
problemlos zahlen konnte, wird sich mit
der Unzumutbarkeit schwertun; Mieter
müssen ihre Zahlen umfassend offenle-
gen. Ebenso wichtig ist der zweite Teil der
Entscheidung: Wer nur einen Teil der
Miete zahlt, sollte bei jeder Überweisung

bestimmen, worauf gezahlt wird. FürMie-
ter kann die Zahlung auf die Nettomiete
sinnvoll sein, weil offene Vorauszahlun-
gen nach Ablauf der Abrechnungsfrist, bei
Gewerberaum meist ein Jahr, nicht mehr
einklagbar sind und der Vermieter erst
abrechnen muss. Vermieter sollten daher
pünktlich abrechnen und eine vertragli-
che Tilgungsreihenfolge vorsehen, wie sie
hier dem Mieter zum Verhängnis wurde.
Für neue Verträge empfiehlt sich eine
Klausel, die das Risiko hoheitlicher Nut-
zungsbeschränkungen klar verteilt.

(redigiert von Midia Nuri)

Rechtsanwalt
Dr. Mathias Hellriegel

von Hellriegel
Rechtsanwälte

Quelle: Hellriegel Rechtsanwälte

Öffentliches Recht. Das Umwelt-Rechts-
behelfsgesetz (UmwRG) bietet nur Schutz,
wenn das beanstandete Bauprojekt selbst
auch umweltrelevant ist.

BVerwG, Urteil vom 17. März 2026,
Az. 4 C 1.25

Für heranrückende Wohnbebauungg
gilt das UmwRG nicht
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DER FALL

Der Kläger betreibt in der Kölner Innen-
stadt ein Theater. Unmittelbar an den
Theatersaal grenzt eine Wohnung, die
durch die Umnutzung von Räumen einer
ehemaligen Druckerei entstanden war.
Der Kläger wandte sich gegen die Bauge-
nehmigung für die Wohnnutzung. Er
befürchtete, dass die Bewohnerwegen der

von seinem Theater ausgehenden Geräu-
sche unzumutbaren Lärmbelastungen
ausgesetzt seien. Im Verfahren stellte sich
auch die Frage, ob die Nachbarklage dem
UmwRGunterfällt. Denn bei der Erteilung
der Baugenehmigungwaren umweltbezo-
gene Vorschriften des Immissionsschutz-
rechts zu berücksichtigen.
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DIE FOLGEN

Das Bundesverwaltungsgericht stellt
zunächst klar, dass eine Nutzungsände-
rung grundsätzlich einVorhaben imSinne
des § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 UmwRG sein
könne. Entscheidend sei zudem, ob die
Behörde bei der Genehmigung Anlass
hatte, umweltbezogene Vorschriften zu
prüfen. Das war hier der Fall, weil bei der
Beurteilung des bauplanungsrechtlichen
Rücksichtnahmegebots auch die Lärm-
schutzvorschriften des Bundes-Immissi-
onsschutzgesetzes und der TA Lärm
berücksichtigtwerdenmussten. Trotzdem
unterfiel die Baugenehmigung in diesem

Fall nach Auffassung des Bundes-
verwaltungsgerichts nicht dem UmwRG.
Deshalb griff die zehnwöchige Klagebe-
gründungsfrist nach § 6 UmwRG nicht.
Nach Auffassung des Gerichts würde es
dem Zweck der Vorschrift widersprechen,
das UmwRG anzuwenden. Das UmwRG
solle insbesondere zusätzliche Rechts-
schutzmöglichkeiten in Umweltangele-
genheiten eröffnen, nicht aber den Schutz
bestehender umweltrelevanter Betriebe
vor einer heranrückenden, selbst nicht
umweltrelevanten Wohnnutzung ermög-
lichen.
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WAS IST ZU TUN?

Die Entscheidung schafft weitere Klarheit
zur Anwendung des UmwRG – und damit
zur zehnwöchigen Klagebegründungsfrist
– mit Blick auf Nachbarkonstellationen.
Wie im Beitrag in der IZ 43/25 zum Urteil
des Bundesverwaltungsgerichts vom
23. Mai 2024 – 7 C 1.23 bereits erläutert,
greift die Präklusionsfrist des § 6 UmwRG
hart und beschleunigt die Verfahren. Dass
eine Baugenehmigung unter Anwendung
umweltbezogener Vorschriften erteilt
wird, reicht für die Anwendung des

UmwRG nach dem aktuellen Urteil allein
nicht. Entscheidend ist, ob die geneh-
migte Nutzung selbst umweltrelevant ist.
Für Nachbarkonstellationen ist in den
Blick zu nehmen, ob eine Baugenehmi-
gung selbst umweltrelevant ist. Für beste-
hende emittierende Betriebe bleibt der
Schutz vor heranrückender Wohnbebau-
ung eine Frage des allgemeinen Baupla-
nungs- und Immissionsschutzrechts –
nicht des Umweltrechtsbehelfsgesetzes.

(redigiert von Midia Nuri)

ANZEIGE


